
A
HINWEISE FÜR BIETER
VERÖFFENTLICHUNGSNUMMER: ____________________
Durch Abgabe eines Angebots akzeptiert der Bieter die den Vertrag regelnden Besonderen und Allgemeinen Bedingungen vollständig und ohne Einschränkung als einzige Grundlage dieses Ausschreibungsverfahrens, unabhängig von seinen eigenen Verkaufsbedingungen, auf die er hiermit verzichtet. Die Bieter müssen alle Anweisungen, Formulare, Auftragsbedingungen und Spezifikationen, die in diesen Ausschreibungsunterlagen enthalten sind, sorgfältig prüfen und beachten. Angebote, die nicht alle verlangten Informationen und Unterlagen enthalten und/oder nicht innerhalb der festgelegten Frist eingereicht werden, werden abgelehnt. Auf die Ausschreibungsunterlagen bezogene eventuelle Vorbehalte im Angebot können nicht berücksichtigt werden; solche Vorbehalte können eine sofortige Ablehnung des Angebots ohne weitere Bewertung zur Folge haben.
Die vorliegenden Hinweise erläutern die Regelungen für die Angebotsabgabe, die Auswahl des Bieters und die Durchführung der Aufträge, die im Rahmen dieser Ausschreibung finanziert werden, gemäß den Bestimmungen des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen, das für diese Ausschreibung Geltung hat (im Internet verfügbar unter:
http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_en.htm).
Hinweise zum Ausfüllen dieser Standardhinweise für Bieter:
Wenn Text in spitzen Klammern < ... > angegeben ist, tragen Sie die für die betreffende Aufforderung zur Angebotsabgabe relevanten Informationen ein.
Sätze in eckigen Klammern [ ] sind nur bei Bedarf einzufügen, grau hinterlegte Absätze sollten nur in Ausnahmefällen geändert werden, je nach den Anforderungen des betreffenden Ausschreibungsverfahrens.
Alle übrigen Teile dieser Standardhinweise dürfen in keiner Weise geändert werden. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung der jeweiligen Hinweise für Bieter diesen Absatz, den übrigen gelb hervorgehobenen Text und alle Klammern zu löschen.
Zu leistende Lieferungen
1.1
Vertragsgegenstand ist die Lieferung, [Herstellung], [Zustellung], [Aufstellung], [Inbetriebnahme], [Wartung], der [Kundendienst] der folgenden Waren durch den Auftragnehmer (geben Sie bei Losen bitte den Umfang der Lieferung pro Los an):

[allgemeine Beschreibung der Lieferungen] [Angabe der Menge]

in [.....] Los(en) nach [Lieferort(e), < DDP/DDU 
 > und den Durchführungszeitraum in Tagen angeben, gemäß Punkt 15 der Bekanntmachung].
1.2
Die Lieferungen müssen den technischen Spezifikationen in den Ausschreibungsunterlagen (technischer Anhang) vollständig entsprechen und in jeder Hinsicht mit den Zeichnungen, Mengen, Modellen, Mustern, Maßen und anderen Anweisungen übereinstimmen.
1.3
[Den unter dem/den Los(en) Nr. ........ beschriebenen Lieferungen muss ein „Los“ von Ersatzteilen und/oder Verbrauchsmaterial beigefügt sein. Bei der Bewertung des Angebots spielen weder der Stückpreis noch der Gesamtpreis der Ersatzteile eine Rolle, es sei denn, der Stückpreis oder die Anzahl der Teile weichen in den eingegangenen Angeboten deutlich voneinander ab. Der Bieter muss die Ersatzteilliste entsprechend seiner Berufserfahrung und unter Berücksichtigung der Einsatzorte erstellen; in der Liste müssen die gemäß Punkt 11 (unten) berechneten Stückpreise der Teile angegeben sein. Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, die Ersatzteilliste zu ändern, wobei die Änderungen im Vertrag wiedergegeben werden.]
1.4
Nebenangebote sind nur zulässig, wenn eine Ausnahme für andere Zuschlagskriterien zugelassen wurde (siehe Punkt 20.6): [Den Bietern ist nicht gestattet, zusätzlich zu dem vorliegenden Angebot Nebenangebote einzureichen.] Wenn Nebenangebote möglich sind: [Den Bietern ist gestattet, zusätzlich zu dem vorliegenden Angebot Nebenangebote einzureichen. Siehe Punkt 20.5.]
Zeitplan
	
	DATUM
	UHRZEIT*

	Besprechung zur Klärung von Fragen/Ortsbesichtigung (falls vorgesehen)
	< Datum/entfällt >
	< Uhrzeit/entfällt >

	Letzter Termin für Anfragen beim öffentlichen Auftraggeber zur Klarstellung
	< 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe >
	< Uhrzeit >

	Letzter Termin für die Abgabe von Klarstellungen durch den öffentlichen Auftraggeber
	< Datum 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe >
	–

	Letzter Termin für die Angebotsabgabe
	< Datum >
	< Uhrzeit >

	Sitzung zur Angebotseröffnung
	< Datum >
	< Uhrzeit >

	Benachrichtigung des erfolgreichen Bieters über die Zuschlagserteilung
	< Datum spätestens 90 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe > 
	–

	Unterzeichnung des Vertrags
	< Datum spätestens 150 Tage nach Ablauf der Frist für die Angebots​abgabe > 
	–



* Alle Zeitangaben beziehen sich auf die Zeitzone, in der der Staat des öffentlichen Auftraggebers liegt.

 Vorläufiges Datum.
Teilnahme
3.1
[HAUSHALTSPLAN: Teilnahmeberechtigt in diesem Ausschreibungsverfahren sind alle juristischen Personen, [die entweder allein oder im Rahmen einer Gruppe (Konsortium) von Bietern teilnehmen], deren Geschäftssitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Land oder Gebiet der Regionen liegt, die von den spezifischen Instrumenten des Programms < ........ >, aus dem der Auftrag finanziert wird, abgedeckt und/oder zugelassen sind. Alle Bauleistungen, Lieferungen und Dienstleistungen müssen aus einem oder mehreren dieser Länder stammen. Ebenso sind internationale Organisationen teilnahmeberechtigt. Die Teilnahme natürlicher Personen hängt von den spezifischen Instrumenten des Programms ab, aus dem der Auftrag finanziert wird.]
[EEF: Die Teilnahme an diesem Ausschreibungsverfahren steht natürlichen und juristischen Personen (die entweder allein oder im Rahmen einer Gruppe (Konsortium) von Bietern teilnehmen) aus AKP-Staaten und Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie internationalen Organisationen gleichermaßen offen.]
3.2
Diese Bedingungen beziehen sich auf alle Bürger der betreffenden Staaten und auf alle Rechtsträger, Unternehmen oder Personengesellschaften, die nach dem in diesen Staaten geltenden bürgerlichen Recht, Handelsrecht und öffentlichen Recht gegründet worden sind oder diesem Recht unterliegen und deren satzungsmäßiger Sitz oder Hauptverwaltungs- oder Hauptgeschäftssitz in diesem Staat liegt. Wenn ein Rechtsträger, ein Unternehmen oder eine Personengesellschaft jedoch nur den satzungsmäßigen Sitz in diesem Staat hat, so muss ihre Geschäftstätigkeit eine echte und kontinuierliche Verbindung mit der Wirtschaft dieses Staates aufweisen.
3.3
Diese Regelungen gelten für:

a) Bieter,

b) Mitglieder eines Konsortiums,

c) alle Unterauftragnehmer.
3.4
Natürliche Personen, Gesellschaften oder Unternehmen, die sich in einer Situation befinden, die in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt ist, sind von der Teilnahme am Ausschreibungsverfahren und von der Auftragsvergabe ausgeschlossen. Bieter müssen eine Erklärung einreichen, in der sie bestätigen, dass sie sich nicht in einer dieser zum Ausschluss führenden Situationen befinden. Alle Mitglieder eines Jointventures/Konsortiums müssen eine solche Erklärung unterzeichnen. Gegen Bieter, die falsche Erklärungen abgegeben haben, können außerdem finanzielle Sanktionen sowie ein Ausschluss gemäß Abschnitt 2.3.4 des Handbuchs verhängt werden.
Die obengenannten zum Ausschluss führenden Situationen gelten auch für jeden Unterauftragnehmer. Auf Verlangen des öffentlichen Auftraggebers hat der Bieter/Auftragnehmer eine Erklärung des vorgesehenen Unterauftragnehmers vorzulegen, dass er sich nicht in einer Situation befindet, in der die Ausschlussgründe auf ihn zutreffen. Im Falle von Zweifeln an dieser ehrenwörtlichen Erklärung verlangt der öffentliche Auftraggeber einen urkundlichen Nachweis dafür, dass der Unterauftragnehmer sich in keiner Situation befindet, die zum Ausschluss führt.
3.5
Damit Bieter in diesem Ausschreibungsverfahren teilnahmeberechtigt sind, müssen sie gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber nachweisen, dass sie die notwendigen rechtlichen, technischen und finanziellen Voraussetzungen erfüllen und über die Mittel verfügen, den Auftrag wirksam auszuführen.
3.6
Schließt das Angebot Unteraufträge ein, wird empfohlen, in die vertraglichen Vereinbarungen zwischen Bieter und Unterauftragnehmer(n) die Vermittlung oder Schlichtung als Mittel zur Beilegung von Streitigkeiten entsprechend den national und international üblichen Verfahren aufzunehmen.
[Nur EEF: Bei der Auswahl von Unterauftragnehmern sind natürliche Personen, Unternehmen oder Firmen der AKP-Staaten vom Lieferanten zu bevorzugen, die in der Lage sind, die geforderten Lieferungen zu vergleichbaren Bedingungen zu erbringen.]
Ursprung
4.1
[HAUSHALTSPLAN: Sofern keine andere vertragliche Vereinbarung getroffen wurde, müssen die Waren ihren Ursprung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Land haben, das durch das Programm < ......... > abgedeckt ist. Der Warenursprung ist gemäß dem Zollkodex der Gemeinschaften oder gemäß internationalen Übereinkünften zu bestimmen, die das betreffende Land unterzeichnet hat.]
[EEF: Sofern keine andere vertragliche Vereinbarung getroffen wurde, müssen alle erworbenen Waren und Materialien Ursprungserzeugnisse eines Mitgliedstaats der Europäischen Union und/oder eines AKP-Staats sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften, insbesondere Protokoll 1 in Anhang V des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der EU gehören auch Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten.]
4.2
Bei der Abgabe seines Angebots muss der Bieter ausdrücklich erklären, dass alle Waren die Anforderungen der Ursprungsregel erfüllen, und er muss die Ursprungsländer angeben. Auf Verlangen hat der Bieter ergänzende Auskünfte zu geben.
Art des Auftrags
< Pauschalbetrag/Einheitspreis/gemischter Auftrag >
Währung
Angebote müssen in < Euro/Landeswährung > 
 vorgelegt werden.
Lose
[Wenn die Ausschreibung nicht in Lose unterteilt ist:
Diese Ausschreibung ist nicht in Lose unterteilt.]
[Wenn die Ausschreibung in Lose unterteilt ist:
7.1
Der Bieter kann ein Angebot für < ein einzelnes Los, mehrere Lose oder alle Lose > abgeben.
7.2
Jedes Los bildet einen eigenen Auftrag, und die für die verschiedenen Lose angegebenen Mengen sind unteilbar. Der Bieter muss ein Angebot für die für jedes Los angegebene(n) Gesamtmenge(n) abgeben. Angebote für einen Teil der erforderlichen Mengen müssen in keinem Fall berücksichtigt werden. Wenn ein Bieter den Zuschlag für mehrere Lose erhält, kann ein einzelner Vertrag für alle betreffenden Lose geschlossen werden.
7.3
Der Bieter kann in sein Angebot den gesamten Preisnachlass aufnehmen, den er gewährt, falls er für einige oder alle der Lose, für die er ein Angebot abgegeben hat, den Zuschlag erhält. Der Preisnachlass ist für jedes Los eindeutig und in der Weise anzugeben, dass er während der öffentlichen Sitzung zur Angebotseröffnung bekanntgegeben werden kann.
7.4
Die Zuschlagserteilung erfolgt einzeln für jedes Los, jedoch kann der öffentliche Auftraggeber nach Berücksichtigung der angebotenen Preisnachlässe die günstigste Gesamtlösung wählen.]
Bindefrist
8.1
Die Bieter bleiben für einen Zeitraum von 90 Tagen nach Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe an ihr Angebot gebunden.
8.2
In Ausnahmefällen kann der öffentliche Auftraggeber die Bieter vor Ablauf der ursprünglichen Bindefrist schriftlich ersuchen, die Bindefrist um 40 Tage zu verlängern. Dieses Ersuchen sowie die Antworten darauf müssen schriftlich erfolgen. Bieter, die dieser Verlängerung zustimmen, dürfen ihre Angebote nicht ändern und müssen ihre Bietungsgarantien entsprechend verlängern. Wenn der Bieter nicht zustimmt, erlischt seine Teilnahme am Ausschreibungsverfahren ohne Verlust seiner Bietungsgarantien.
8.3
Der erfolgreiche Bieter ist für weitere 60 Tage an sein Angebot gebunden. Diese weiteren 60 Tage schließen sich an die Bindefrist an, ungeachtet des Zeitpunkts der Benachrichtigung.
Sprache der Angebote
9.1
Das Angebot, alle mit dem Angebot zusammenhängenden Schreiben und Dokumente, die zwischen dem Bieter und dem öffentlichen Auftraggeber gewechselt werden, müssen in der Verfahrenssprache, verfasst sein.
Sofern Begleitunterlagen nicht in einer der Amtssprachen der Europäischen Union verfasst sind, ist eine Übersetzung in die Sprache beizufügen, in der die Ausschreibung verfasst ist. Liegen diese Unterlagen in einer der Amtssprachen der EU vor, die nicht die Verfahrenssprache ist, wird jedoch dringend empfohlen, eine Übersetzung in die Sprache vorzulegen, in der die Ausschreibung verfasst ist, um die Bewertung der Unterlagen zu erleichtern.
Einreichung der Angebote
10.1
Die Angebote müssen vor Ablauf der in Punkt 10.3 angegebenen Frist eingehen. Sie müssen alle in Punkt 11 dieser Hinweise angegebenen Dokumente enthalten und an folgende Anschrift gesendet werden:
< vollständige Postanschrift >
Die Angebote müssen die folgenden Bedingungen erfüllen:
10.2
Alle Angebote müssen ein Original umfassen, das als „Original“ gekennzeichnet ist, sowie < ... (aus Gründen der Umweltfreundlichkeit sollten so wenige Kopien wie möglich verlangt werden) > Kopien, die in derselben Weise wie das Original unterzeichnet und jeweils als „Kopie“ gekennzeichnet sind. [Sonstige Spezifikationen für die Einreichung von Angeboten]
10.3
Alle Angebote müssen in < ………….. > vor Ablauf der Frist (Datum und Uhrzeit), < …….. >, durch Einschreiben mit Rückschein oder durch persönliche Übergabe gegen eine von < ……………….. > oder seinem Stellvertreter unterschriebene Empfangsbestätigung eingehen.
10.4
Alle Angebote, einschließlich der Anhänge und aller Begleitunterlagen, sind in einem versiegelten Umschlag einzureichen, auf dem Folgendes vermerkt ist:
a)
die obige Anschrift;
b)
das Aktenzeichen dieser Ausschreibung (d. h. die < Veröffentlichungsnummer >);
c)
sofern zutreffend, die Anzahl der Lose, für die ein Angebot abgegeben wird;
d)
der Vermerk „Nicht vor der Sitzung zur Angebotseröffnung öffnen“ in der Sprache, in der die Ausschreibungsunterlagen abgefasst sind, und < dem entsprechenden Satz in der Landessprache >;
e)
der Name des Bieters.
Das technische und das finanzielle Angebot müssen zusammen in einem versiegelten Umschlag enthalten sein. Der Umschlag ist anschließend in einen anderen einzelnen versiegelten Umschlag/oder ein einzelnes versiegeltes Paket zu legen, außer wenn aufgrund des Volumens separate technische und finanzielle Angebote für jedes Los erforderlich sind.
Inhalt des Angebots
Alle eingereichten Angebote müssen die Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen erfüllen und Folgendes umfassen:
Teil 1 – Technisches Angebot:
· Eine detaillierte Beschreibung der Lieferungen, für die ein Angebot gemäß den technischen Spezifikationen abgegeben wird, einschließlich der erforderlichen Dokumentation und folgender Unterlagen (sofern zutreffend):
· [eine Liste der vom Hersteller empfohlenen Ersatzteile und Verbrauchsmaterialien];
· [ein Vorschlag für den Kundendienst über ... Jahre];
· [ein Vorschlag für Schulungen (Angabe des Schulungsbedarfs)];
· [technische Vorschläge in Bezug auf Nebendienstleistungen].
Das technische Angebot ist unter Verwendung der Vorlage (Anhänge II und III*, technisches Angebot des Auftragnehmers) zu erstellen, gegebenenfalls unter Angabe von Einzelheiten auf separaten Seiten.
Teil 2 – Finanzielles Angebot:
· Ein finanzielles Angebot auf der Grundlage von < DDP/DDU 
 > für die Lieferungen, für die ein Angebot abgegeben wird, einschließlich der folgenden Unterlagen (sofern zutreffend):
· [finanzieller Vorschlag für Ersatzteile und Verbrauchsmaterialien für den Einsatz über ... Jahr(e)] (mit Aufgliederung der Preise nach Posten);
· [finanzieller Vorschlag für den Kundendienst über ... Jahr(e)];
· [finanzieller Vorschlag für Schulungen];
· [finanzieller Vorschlag in Bezug auf Nebendienstleistungen].
Das finanzielle Angebot ist unter Verwendung der Vorlage (Anhang IV*, Aufschlüsselung des Budgets) zu erstellen, gegebenenfalls unter Angabe von Einzelheiten auf separaten Seiten.
· [Eine elektronische Fassung des finanziellen Angebots]
Teil 3 – Dokumentation:
Gemäß den Vorlagen im Anhang *:
· Bietungsgarantie für (geben Sie den Betrag an, wie in Punkt 11 der Bekanntmachung angeführt);
· das ordnungsgemäß ausgefüllte „Angebotsformular für einen Liefervertrag“, einschließlich Erklärung des Bieters, Punkt 7, (bei einem Konsortium von jedem Mitglied);
· Angabe des Bankkontos, auf das Zahlungen geleistet werden sollen (Formular „Finanzangaben“) (hat der Bieter bereits einen anderen Vertrag mit der Europäischen Kommission abgeschlossen, kann er statt des Formulars „Finanzangaben“ entweder die Nummer seines Formulars für Finanzangaben eintragen oder eine Kopie des für den damaligen Vertrag ausgefüllten Formulars für Finanzangaben beilegen, sofern in der Zwischenzeit keine Änderung eingetreten ist);
· das Formular „Rechtsträger“ und die begleitenden Unterlagen (hat der Bieter bereits einen anderen Vertrag mit der Europäischen Kommission abgeschlossen, kann er statt des Formulars „Rechtsträger“ und den begleitenden Unterlagen entweder seine Rechtsträgernummer oder eine Kopie des für den damaligen Vertrag ausgefüllten Formulars „Rechtsträger“ beilegen, sofern in der Zwischenzeit keine Änderung eingetreten ist).
In beliebigem Format:
· Eine Beschreibung der Garantiebedingungen; diese müssen die Anforderungen erfüllen, die in Artikel 32 der Allgemeinen Bedingungen festgesetzt sind;
· [falls eine Herstellergarantie erforderlich ist: eine Beschreibung der Herstellergarantie die in Übereinstimmung mit den Anforderungen in Artikel 32 der Besonderen Bedingungen angeboten wird];
· eine Erklärung des Bieters, in der er den Ursprung der Waren bescheinigt, für die er ein Angebot abgibt (oder andere Ursprungsnachweise);
· Nachweis der Zeichnungsberechtigung: ein amtliches Dokument (Satzung, Vollmacht, notarielle Erklärung usw.), das beweist, dass die Person, die im Namen des Unternehmens, Jointventures oder Konsortiums unterzeichnet, ordnungsgemäß dazu bevollmächtigt ist;
· (sonstige).
Bemerkungen:
Die Bieter werden gebeten, diese Gliederung einzuhalten.
Anhang * bezieht sich auf die Vorlagen, die den Ausschreibungsunterlagen beigefügt sind. Diese Vorlagen sind auch verfügbar unter: http://ec.europa.eu/europeaid/work/procedures/index_en.htm
Preisgestaltung
12.1
Es wird vorausgesetzt, dass sich der Bieter vor der Angebotsabgabe vergewissert hat, dass sein(e) Angebot(e) einwandfrei und vollständig ist/sind und dass er alle im Sinne einer vollständigen und ordnungsgemäßen Auftragserfüllung zu erbringenden Leistungen berücksichtigt und in seine Vergütungssätze und Preise alle Kosten mit einbezogen hat.
12.2
Abhängig davon, ob die vorgeschlagenen Waren vor Ort hergestellt werden oder in das Empfängerland eingeführt werden müssen, sind vom Bieter in seinem Angebot die Einheitspreise (und Gesamtpreise) pro Los auf einer der folgenden Grundlagen anzugeben:
a)
Für vor Ort hergestellte Waren müssen die Einheitspreise und die Gesamtpreise für die Lieferung der Waren an den Bestimmungsort in Übereinstimmung mit den obenstehenden Bedingungen angegeben werden, ausschließlich aller für ihre Herstellung und ihren Verkauf geltenden inländischen Steuern.
b)
Für in das Empfängerland einzuführende Waren müssen die Einheitspreise und die Gesamtpreise für die Lieferung der Waren an den Bestimmungsort in Übereinstimmung mit den obenstehenden Bedingungen angegeben werden, ausschließlich aller für ihre Einfuhr geltenden Zölle und Steuern sowie ausschließlich der Mehrwertsteuer, von der sie befreit sind.
12.3
Unabhängig vom Ursprung der Waren ist der Auftrag von Stempel- und Eintragungssteuern befreit.
12.4
Sofern in den Besonderen Bedingungen nichts Anderslautendes festgelegt ist, gelten die Preise für den Auftrag als unveränderliche Festpreise.
Ergänzende Auskünfte vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe
Die Ausschreibungsunterlagen sollten hinreichend klar sein, so dass die Bieter nicht während des Verfahrens ergänzende Auskünfte verlangen müssen. Erteilt der öffentliche Auftraggeber von sich aus oder auf Anfrage eines potenziellen Bieters ergänzende Auskünfte zu den Ausschreibungsunterlagen, so hat er diese Auskünfte gleichzeitig auch allen anderen potenziellen Bietern schriftlich mitzuteilen.
Die Bieter können ihre Fragen bis 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe schriftlich an nachstehende Anschrift richten, unter Angabe der Veröffentlichungsnummer und der Auftragsbezeichnung:
< Ansprechpartner
Anschrift
Fax-Nr.:
E-Mail: >
Nach diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Auftraggeber nicht mehr zu Klarstellungen verpflichtet.
Etwaige Klarstellungen bezüglich der Ausschreibungsunterlagen sind spätestens 11 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe auf der Webseite von EuropeAid unter https://webgate.ec.europa.eu/europeaid/online-services/index.cfm?do=publi.welcome [und < einschlägige Medien angeben > zu veröffentlichen.
Potenzielle Bieter, die versuchen, während der Angebotsfrist individuelle Treffen mit dem öffentlichen Auftraggeber und/oder der Europäischen Kommission zu vereinbaren, können vom Ausschreibungsverfahren ausgeschlossen werden.
Besprechung zur Klärung von Fragen/Ortsbesichtigung
[Alternative 1:
14.1
Keine Besprechung zur Klärung von Fragen/Ortsbesichtigung geplant]
[Alternative 2:
14.1. Am < Datum, mindestens 21 Tage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe > um < Uhrzeit > findet in < Anschrift > eine Besprechung zur Klärung von Fragen/eine Ortsbesichtigung statt, um Fragen zu den Ausschreibungsunterlagen zu beantworten, die bereits schriftlich gestellt wurden oder auf dem Treffen gestellt werden. Über dieses Treffen wird ein Protokoll erstellt, das – zusammen mit Klarstellungen zu schriftlichen Fragen, die während des Treffens nicht angesprochen wurden – spätestens 11 Kalendertage vor Ablauf der Frist für die Angebotsabgabe auf der Website von EuropeAid veröffentlicht wird. Nach diesem Datum werden keine weiteren Klarstellungen abgegeben. Sämtliche Kosten für die Teilnahme an diesem Treffen sind von den Bietern zu tragen.
14.2. Andere Besuche einzelner potenzieller Bieter während der Angebotsfrist außer dieser Ortsbesichtigung für alle potenziellen Bieter können nicht zugelassen werden.]
Änderung oder Zurückziehung von Angeboten
15.1
Die Bieter können ihr Angebot durch schriftliche Mitteilung vor Ablauf der in Punkt 10.1 angegebenen Frist für die Angebotsabgabe ändern oder zurückziehen. Nach diesem Zeitpunkt sind keine Änderungen des Angebots mehr zulässig. Die Zurückziehung darf nicht an Bedingungen geknüpft sein, und durch Zurückziehen des Angebots wird die Teilnahme am Ausschreibungsverfahren beendet.
15.2
Mitteilungen über die Änderung oder Zurückziehung von Angeboten sind gemäß den Anforderungen in Punkt 10 abzufassen und einzureichen. Der äußere Umschlag ist mit „Änderung“ bzw. „Zurückziehung“ zu kennzeichnen.
15.3
Angebote dürfen nicht im Zeitraum zwischen der in Punkt 10.1 angegebenen Frist für die Angebotsabgabe und dem Ablauf der Bindefrist zurückgezogen werden. Wird ein Angebot während dieses Zeitraums zurückgezogen, kann dies zum Verlust der Bietungsgarantie führen.
Kosten für die Ausarbeitung der Angebote
Die Kosten, die dem Bieter durch die Ausarbeitung und Abgabe des Angebots entstehen, können nicht erstattet werden. Alle derartige Kosten sind vom Bieter zu tragen.
Eigentum der Angebote
Alle Angebote, die im Rahmen dieser Ausschreibung eingehen, verbleiben im Eigentum des öffentlichen Auftraggebers. Folglich haben die Bieter keinen Anspruch auf die Rücksendung ihrer Angebote.
Jointventure oder Konsortium
18.1
Wird das Angebot von einem Jointventure oder einem Konsortium von zwei oder mehreren Personen abgegeben, so muss es sich um ein einziges Angebot im Hinblick auf einen einzigen Auftrag handeln; jede Person muss das Angebot unterzeichnen, und alle haften gesamtschuldnerisch für das Angebot und den daraus erwachsenden Auftrag. Ferner wird eine dieser Personen als federführendes Mitglied bestellt, das für das Jointventure oder das Konsortium verbindlich handeln kann. Die Zusammensetzung des Jointventures oder des Konsortiums darf nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers geändert werden.
18.2
Das Angebot darf vom Vertreter des Jointventures oder des Konsortiums nur unterzeichnet werden, wenn er hierzu ausdrücklich schriftlich von den Mitgliedern des Jointventures oder des Konsortiums ermächtigt worden ist und der Ermächtigungsvertrag oder die öffentliche oder private Urkunde dem öffentlichen Auftraggeber gemäß Punkt 11 der vorliegenden Hinweise für Bieter vorgelegt wird. Alle Unterschriften unter eine Ermächtigungsurkunde müssen in Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften jeder der das Jointventure oder das Konsortium bildenden Parteien zusammen mit einer schriftlichen Vollmacht, wonach die Unterzeichner des Angebots rechtsverbindlich für die Mitglieder des Jointventures oder des Konsortiums handeln dürfen, beglaubigt sein. Jedes Mitglied eines solchen Jointventures oder eines solchen Konsortiums muss den in Punkt 3.5 vorgesehenen Nachweis liefern, als ob es selbst der Bieter wäre.
Eröffnung der Angebote
19.1
Bei der Angebotseröffnung wird geprüft, ob die Angebote vollständig sind, ob die erforderliche Bietungsgarantie geleistet worden ist, ob die benötigten Unterlagen ordnungsgemäß beigefügt worden sind und ob die Angebote generell in Ordnung sind.
19.2
Die Angebote werden von dem zu diesem Zweck ernannten Ausschuss in einer öffentlichen Sitzung am < Datum und Ortszeit > in < Anschrift > geöffnet. Der Ausschuss erstellt ein Protokoll dieser Sitzung, das auf Anfrage zur Verfügung gestellt wird.
19.3
 Bei der Angebotseröffnung sind die Namen der Bieter, die Angebotspreise, etwaige angebotene Preisnachlässe, schriftliche Mitteilungen über die Änderung oder Zurückziehung von Angeboten, das Vorliegen der verlangten Bietungsgarantie (sofern erforderlich) und gegebenenfalls sonstige Einzelheiten, die der öffentliche Auftraggeber für zweckmäßig hält, bekanntzugeben.
19.4
Nach der öffentlichen Eröffnung der Angebote werden keine Auskünfte über die Prüfung, die Klärung, die Bewertung und den Vergleich von Angeboten sowie über Empfehlungen bezüglich der Zuschlagserteilung erteilt, bis der Zuschlag für den Auftrag erteilt wurde.
19.5
Jeder Versuch eines Bieters, den Bewertungsausschuss bei der Prüfung, der Klärung, der Bewertung oder dem Vergleich der Angebote zu beeinflussen, sich Informationen über den Fortschritt des Ausschreibungsverfahrens zu verschaffen oder den öffentlichen Auftraggeber bei seiner Entscheidung hinsichtlich der Zuschlagserteilung zu beeinflussen, führt zur sofortigen Ablehnung seines Angebots.
19.6
Alle Angebote, die nach Ablauf der in der Bekanntmachung oder in den vorliegenden Hinweisen angegebenen Frist für die Einreichung der Angebote eingehen, werden vom öffentlichen Auftraggeber aufbewahrt. Die betreffenden Bietungsgarantien werden den Bietern zurückgegeben. Für Angebote, die nach Ablauf der Frist eingehen, kann keine Haftung übernommen werden. Zu spät eingegangene Angebote werden abgelehnt und keiner Bewertung unterzogen.
Bewertung der Angebote
20.1
Prüfung der Einhaltung der formellen Voraussetzungen der Angebote
In dieser Phase wird geprüft, ob die eingereichten Angebote den wesentlichen Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen entsprechen. Dies ist der Fall, wenn alle Bedingungen, Verfahren und Spezifikationen der Ausschreibungsunterlagen ohne erhebliche Abweichungen oder Beschränkungen beachtet sind.
Erhebliche Abweichungen oder Beschränkungen betreffen das Aufgabengebiet, die Qualität oder die Ausführung des Auftrags; es wird erheblich von den Bedingungen der Ausschreibungsunterlagen abgewichen, die vertraglichen Rechte des öffentlichen Auftraggebers oder die vertraglichen Pflichten des Bieters werden beschränkt, oder der Wettbewerb gegenüber den Bietern, die den Anforderungen entsprechende Angebote eingereicht haben, wird beeinträchtigt. Entscheidungen, die festlegen, dass ein Angebot nicht die formellen Voraussetzungen einhält, müssen im Bewertungsprotokoll hinreichend begründet sein.
Entspricht ein Angebot den Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen nicht, wird es sofort abgelehnt; es besteht keine Möglichkeit, das Angebot nachträglich durch Korrektur oder Aufhebung der Abweichungen oder Beschränkungen so zu ändern, dass es die formellen Voraussetzungen erfüllt.
20.2
Technische Bewertung
Nachdem geprüft worden ist, ob die Angebote den formellen Voraussetzungen entsprechen, entscheidet der Bewertungsausschuss für jedes Angebot, ob es den technischen Anforderungen entspricht, und stuft es als „in technischer Hinsicht zulässig“ oder als „in technischer Hinsicht nicht zulässig“ ein.
Zunächst wird geprüft, ob die technischen Mindestanforderungen (siehe Auswahlkriterien in Punkt 16 der Bekanntmachung) erfüllt sind.
Umfasst der Auftrag Kundendienst und/oder Schulung, so wird die fachliche Qualität dieser Dienstleistungen ebenfalls anhand der in den Ausschreibungsunterlagen angegebenen Ja/Nein-Kriterien beurteilt.
20.3
Aus Gründen der Transparenz und der Gleichbehandlung sowie zur Vereinfachung der Prüfung und Bewertung der Angebote kann sich der Bewertungsausschuss an jeden Bieter einzeln wenden und ihn innerhalb einer angemessenen, vom Bewertungsausschuss festgelegten Frist um Klarstellungen hinsichtlich seines Angebots bitten, einschließlich einer Aufschlüsselung der Preise. Bitten um Klarstellungen sowie die Antworten darauf müssen schriftlich erfolgen; es darf jedoch keine Preisänderung oder grundlegende Änderung des Angebots angestrebt, angeboten oder zugelassen werden, die über die Berichtigung der während der Bewertung des Angebots nach Punkt 20.4 festgestellten Rechenfehler hinausgeht. Solche Bitten um Klarstellung dürfen nicht zu einer Verzerrung des Wettbewerbs führen. Entscheidungen, die festlegen, dass ein Angebot in technischer Hinsicht nicht zulässig ist, müssen im Bewertungsprotokoll hinreichend begründet sein.
20.4
Finanzielle Bewertung
a)
Die in technischer Hinsicht zulässigen Angebote werden auf Rechenfehler bei den Berechnungen und Additionen geprüft. Der Bewertungsausschuss berichtigt Fehler wie folgt:
-
Stimmen die in Zahlen angegebenen mit den in Worten angegebenen Beträgen nicht überein, so gilt der in Worten angegebene Betrag.
-
Mit Ausnahme von Aufträgen mit Pauschalbetrag gilt bei einer Diskrepanz zwischen einem Einheitspreis und dem aus der Multiplikation des Einheitspreises mit der Menge entstandene Gesamtbetrag der angegebene Einheitspreis.
b)
Auf diese Weise berichtigte Beträge sind für den Bieter bindend. Werden sie vom Bieter nicht anerkannt, so wird sein Angebot abgelehnt.
20.5
Nebenangebote
[Nebenangebote sind nur zulässig, wenn eine Ausnahmeregelung eingeräumt wurde, um das wirtschaftlich günstigste Angebot als Zuschlagskriterium zu verwenden (siehe 20.6): 
Nebenangebote werden nicht berücksichtigt.]
[Falls Nebenangebote zulässig sind:
Geben Sie Einzelheiten der Bedingungen an, die für Nebenangebote gelten:
< Die Bieter müssen ein Angebot abgeben, das die Anforderungen der Ausschreibungsunterlagen erfüllt. Lässt die Aufforderung zur Angebotsabgabe Nebenangebote zu, müssen in den technischen Spezifikationen und dem Bewertungsbogen die dafür geltenden Auftragsteile, Grenzen und wesentlichen Bedingungen spezifiziert werden. Hat der Bieter den Wunsch, technische Nebenangebote einzureichen, kann er dies tun. Nur Nebenangebote des ausgewählten Bieters werden vom öffentlichen Auftraggeber berücksichtigt.
Nebenangebote müssen alle erforderlichen Einzelheiten für eine vollständige Bewertung enthalten, zum Beispiel Zeichnungen, Konstruktionsberechnungen, technische Spezifikationen, Preisverzeichnis und Methoden. Jedes Nebenangebot muss folgende Elemente umfassen:
a)
ein besonderes Angebot für das Nebenangebot;
b)
eine Darlegung der Vorzüge des Nebenangebots gegenüber dem ursprünglichen Angebot, einschließlich eines quantifizierbaren Nachweises aller wirtschaftlichen und/oder technischen Vorteile;
c)
die Zeichnungen und Spezifikationen, die für das ursprüngliche Angebot vorgesehen sind und durch das Nebenangebot nicht geändert werden;
d)
die durch das Nebenangebot geänderten Zeichnungen und Spezifikationen;
e)
technische Angaben über die Konzeption des Nebenangebots, gegebenenfalls Zeichnungen und Angaben über die Berechnung.
Die in der Aufschlüsselung des Budgets enthaltenen Honorare und Preise müssen die in den Ausschreibungsunterlagen festgelegten Bedingungen erfüllen. Der Bieter muss in seinem Nebenangebot klar angeben, welche Zuschläge und Abschläge für jedes Honorar und jeden Preis gelten, falls das Nebenangebot und seine spezifischen Merkmale vom öffentlichen Auftraggeber angenommen werden. Bei Aufträgen mit Pauschalbetrag ist eine Aufschlüsselung des Gesamtpreises nach Posten entsprechend den durch das Nebenangebot bedingten Änderungen beizufügen. Bei Aufträgen mit Einheitspreis muss eine Aufschlüsselung des Budgets entsprechend der durch das Nebenangebot bedingten Änderungen beigefügt werden.
Nebenangebote sind in einem gesonderten inneren Umschlag einzureichen und müssen klar und deutlich als „Nebenangebot“ gekennzeichnet sein sowie ein technisches und ein finanzielles Angebot umfassen.]
20.6
Zuschlagskriterien
Gelten in allen Fällen mit Ausnahme der Fälle, für die eine Ausnahmeregelung zugunsten anderer Zuschlagskriterien gewährt wurde (siehe unten): [Das einzige Zuschlagskriterium ist der Preis. Den Zuschlag erhält das die Anforderungen erfüllende niedrigste Angebot.]
[Ausnahmefälle in Bezug auf Lieferverträge mit komplexen Leistungen (nach Ausnahmeregelung durch die Dienststellen der Europäischen Kommission): Der Zuschlag kann dem die Anforderungen erfüllenden wirtschaftlich günstigsten Angebot erteilt werden. Die einzelnen Kriterien und ihre relative Gewichtung müssen in den Ausschreibungsunterlagen angegeben sein.]
[Nur EEF: Wenn Angebote gleichwertiger wirtschaftlicher und technischer Qualität verglichen werden, ist dem Angebot mit der größten Beteiligung von AKP-Staaten der Vorzug zu geben. Siehe dazu den Abschnitt 2.4.11 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen.]
Unterzeichnung des Vertrags und Erfüllungsgarantie
21.1
Der erfolgreiche Bieter wird schriftlich darüber benachrichtigt, dass sein Angebot den Zuschlag erhalten hat (Benachrichtigung über die Zuschlagserteilung). Bevor der öffentliche Auftraggeber den Vertrag mit dem erfolgreichen Bieter unterzeichnet, muss dieser den urkundlichen Nachweis oder die erforderlichen Erklärungen gemäß den Rechtsvorschriften des Staats vorlegen, in dem das Unternehmen (bzw. die einzelnen Unternehmen im Fall eines Konsortiums) seinen Geschäftssitz hat, um nachzuweisen, dass das Unternehmen sich in keiner der zum Ausschluss führenden Situationen befindet, die in Abschnitt 2.3.3 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt sind. Dieser Nachweis bzw. die Dokumente oder Erklärungen müssen ein Datum tragen, das nicht länger als ein Jahr vor dem Datum der Angebotsabgabe liegt. Darüber hinaus ist eine Erklärung vorzulegen, die bestätigt, dass die in diesen Dokumenten beschriebene Situation sich seit diesem Zeitpunkt nicht verändert hat.
21.2
Der erfolgreiche Bieter legt den Nachweis der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit gemäß den Auswahlkriterien für diese Ausschreibung vor, die in der Bekanntmachung unter Punkt 16 genannt sind. Die erforderlichen urkundlichen Nachweise sind in Abschnitt 2.4.12.1.3 und 2.4.12.1.4 des Handbuchs für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen aufgeführt.
21.3
Legt der erfolgreiche Bieter den urkundlichen Nachweis oder die Erklärung der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit nicht innerhalb von 15 Kalendertagen nach der Benachrichtigung über die Zuschlagserteilung vor, oder stellt sich heraus, dass der erfolgreiche Bieter falsche Informationen vorgelegt hat, so gilt der Zuschlag als null und nichtig. In diesem Fall kann der öffentliche Auftraggeber dem Bieter mit dem nächstniedrigeren Angebot den Zuschlag erteilen oder das Ausschreibungsverfahren aufheben.
21.4
Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, die für das/die Los(e)/Artikel des/der Lose(s) Nr. [........] angegebenen Mengen in einem Bereich von 100 % zu ändern. Der Gesamtwert der Lieferungen darf infolge der Mengenänderung nicht um mehr als 25 % des Angebotspreises zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe sowie während der Laufzeit des Vertrags steigen oder sinken. Die im Angebot angegebenen Einheitspreise gelten für die im Rahmen der Mengenänderung bezogenen Mengen.
21.5
Innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Vertrags, der bereits vom öffentlichen Auftraggeber unterzeichnet ist, unterzeichnet und datiert der erfolgreiche Bieter den Vertrag und sendet ihn zusammen mit der gegebenenfalls erforderlichen Erfüllungsgarantie dem Auftraggeber zurück. Mit der Unterzeichnung des Vertrags wird der erfolgreiche Bieter zum Auftragnehmer, und der Vertrag tritt in Kraft.
21.6
Wenn der erfolgreiche Bieter den Vertrag und eine gegebenenfalls erforderliche finanzielle Sicherheit nicht innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Benachrichtigung unterzeichnet und zurücksendet, kann der öffentliche Auftraggeber die Annahme des Angebots als annulliert betrachten unbeschadet seines Rechts zur Einziehung der finanziellen Sicherheit, zur Forderung einer Entschädigung oder zur Verfolgung eines anderen im Hinblick auf dieses Versäumnis geltenden Rechtsmittels, und der erfolgreiche Bieter hat keinerlei Rechtsanspruch gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber.
21.7
Die in den Allgemeinen Bedingungen genannte Erfüllungsgarantie (Liefergarantie) wird auf < den in der Bekanntmachung angeführten Prozentsatz zwischen 5 % und 10 % angeben > des Auftragswerts festgesetzt und ist in der im Anhang der Ausschreibungsunterlagen angegebenen Form vorzulegen. Die Garantie wird binnen 45 Tagen nach Ausstellung der Bescheinigung über die Endabnahme durch den öffentlichen Auftraggeber freigegeben, mit Ausnahme des auf den Kundendienst entfallenden Anteils.
Bietungsgarantie

Die in Punkt 11 oben erwähnte Bietungsgarantie wird auf < Betrag > festgesetzt und ist in der im Anhang der Ausschreibungsunterlagen angegebenen Form vorzulegen. Sie muss bis 45 Tage nach der Bindefrist des Angebots gültig sein. Die Bietungsgarantien der nicht ausgewählten Bieter sind zusammen mit dem Informationsschreiben, in dem dem Bieter mitgeteilt wird, dass er nicht erfolgreich war, zurückzugeben. Die Bietungsgarantie des erfolgreichen Bieters ist nach der Unterzeichnung des Vertrags freizugeben, sobald die Erfüllungsgarantie vorliegt.
Berufsethische Regeln
23.1
Jeder Versuch eines Bewerbers oder Bieters, sich vertrauliche Informationen zu verschaffen, unzulässige Absprachen mit Konkurrenten zu treffen oder den Bewertungsausschuss oder den öffentlichen Auftraggeber bei der Prüfung, der Klärung, der Bewertung oder dem Vergleich der Angebote zu beeinflussen, führt zur Ablehnung seiner Bewerbung bzw. seines Angebots und kann Verwaltungssanktionen zur Folge haben.
23.2
Ohne vorherige schriftliche Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers sind der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sowie die mit ihm verbundenen Unternehmen nicht berechtigt, für das Projekt weitere Dienstleistungen zu erbringen, Arbeiten auszuführen oder Ausrüstung zu liefern, auch nicht als Hilfsleistungen oder weitervergebene Leistungen. Dieses Verbot gilt auch für andere Projekte, bei denen der Auftragnehmer wegen der Art des Auftrags in einen Interessenkonflikt geraten könnte.
23.3
Bei der Einreichung seiner Bewerbung oder seines Angebots hat der Bewerber bzw. der Bieter zu erklären, dass kein Interessenkonflikt besteht und dass er in keiner besonderen Verbindung zu anderen Bewerbern bzw. Bietern oder anderen Projektbeteiligten steht. Tritt dieser Fall während der Ausführung des Auftrags ein, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, unverzüglich den öffentlichen Auftraggeber zu unterrichten.
23.4
Der Auftragnehmer hat stets unparteiisch und als loyaler Berater in Einklang mit dem Verhaltenskodex seines Berufsstandes zu handeln. Er gibt ohne vorherige Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers keine öffentlichen Erklärungen zu dem Projekt oder den Dienstleistungen ab. Ohne vorherige schriftliche Zustimmung geht er für den öffentlichen Auftraggeber keine Verbindlichkeiten ein.
23.5
Während der Laufzeit des Auftrags achten der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter die Menschenrechte und verpflichten sich, die politischen, kulturellen und religiösen Gepflogenheiten des Empfängerstaates nicht zu verletzen. Insbesondere hält der Auftragnehmer in Einklang mit dem betreffenden Basisrechtsakt die Kernarbeitsnormen nach den einschlägigen Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (wie z. B. den Übereinkommen zu folgenden Bereichen: Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen, Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit; effektive Abschaffung der Kinderarbeit) ein.
23.6
Der Auftragnehmer darf für die Ausführung des Auftrags nur die vertraglich festgesetzte Vergütung entgegennehmen. Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter dürfen keine Tätigkeit ausüben und keine Vorteile annehmen, die mit ihren Pflichten gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber in Widerspruch stehen.
23.7
Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter wahren während der gesamten Laufzeit des Auftrags und nach dessen Erfüllung das Berufsgeheimnis. Alle Berichte und Unterlagen, die der Auftragnehmer ausarbeitet oder erhält, sind vertraulich.
23.8
Die Verwendung der während der Durchführung des Auftrags ausgearbeiteten, erhaltenen und vorgelegten Berichte und Unterlagen durch die Vertragsparteien ist im Vertrag zu regeln.
23.9
Der Auftragnehmer unterhält keine Beziehungen, die seine Unabhängigkeit oder die seiner Mitarbeiter gefährden könnten. Verliert der Auftragnehmer seine Unabhängigkeit, so kann der öffentliche Auftraggeber wegen des ihm entstandenen Schadens den Vertrag fristlos und ohne Schadensersatzpflicht gegenüber dem Auftragnehmer kündigen.
23.10
Die Europäische Kommission behält sich das Recht vor, die Finanzierung des Projekts auszusetzen oder einzustellen, falls in irgendeiner Phase des Vergabeverfahrens korrupte Praktiken gleich welcher Art festgestellt werden und der öffentliche Auftraggeber nicht alle geeigneten Maßnahmen ergreift, um Abhilfe zu schaffen. Für die Zwecke dieser Bestimmung ist „korrupte Praktik“ jedes Anerbieten, einem anderen Schmiergeld, ein Geschenk, eine Sondervergütung oder eine Provision als Anreiz oder Belohnung dafür zukommen zu lassen, dass dieser eine Handlung vornimmt oder unterlässt, die mit der Vergabe des Auftrags oder der Erfüllung des mit dem Auftraggeber geschlossenen Vertrages in Zusammenhang steht.
23.11
Angebote werden abgelehnt bzw. Verträge gekündigt, wenn sich herausstellt, dass die Vergabe eines Auftrags oder seine Durchführung Anlass für außerordentliche Geschäftsausgaben war. Zu diesen außerordentlichen Geschäftsausgaben gehören Provisionen, die im Hauptvertrag nicht erwähnt sind oder die sich nicht aus einem vorschriftsmäßig geschlossenen Vertrag mit Bezug auf den Hauptvertrag ergeben, Provisionen, die nicht die Vergütung für eine tatsächlich erbrachte, rechtmäßige Leistung sind, Provisionen, die in ein Steuerparadies überwiesen werden, sowie Provisionen, die an einen nicht eindeutig bezeichneten Empfänger oder an eine Gesellschaft gezahlt werden, die alle Merkmale einer Scheingesellschaft aufweist.
23.12
Der Auftragnehmer verpflichtet sich, der Europäischen Kommission auf Verlangen Belege für die Umstände der Auftragsausführung vorzulegen. Die Europäische Kommission kann Unterlagen prüfen und an Ort und Stelle Kontrollen vornehmen, um Beweise für vermutete außerordentliche Geschäftsausgaben zu sammeln, sofern sie dies als notwendig erachtet.
23.13
Wird der Auftragnehmer außerordentlicher Geschäftsausgaben im Zusammenhang mit den von der EU finanzierten Projekten überführt, so wird je nach Schwere des Falles der Vertrag gekündigt oder der Auftragnehmer für die Zukunft von der EU-Finanzierung ausgeschlossen.
23.14
Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, das Verfahren auszusetzen oder aufzuheben, wenn sich herausstellt, dass bei diesem Vergabeverfahren gravierende Fehler, Unregelmäßigkeiten oder Betrug aufgetreten sind. Werden diese gravierenden Fehler, Unregelmäßigkeiten oder der Betrug nach der Zuschlagserteilung entdeckt, kann der öffentliche Auftraggeber beschließen, den Vertrag nicht abzuschließen.
Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens
Im Falle einer Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens werden die Bieter vom öffentlichen Auftraggeber über die Aufhebung benachrichtigt. Wird das Ausschreibungsverfahren vor der Sitzung zur Angebotseröffnung aufgehoben, werden die ungeöffneten und versiegelten Umschläge den Bietern zurückgesandt.
Das Ausschreibungsverfahren kann aufgehoben werden, wenn:
· die Ausschreibung ergebnislos geblieben ist, d. h., wenn kein Angebot in qualitativer und preislicher Hinsicht überzeugen konnte oder wenn keine Angebote eingegangen sind;
· die wirtschaftlichen oder technischen Parameter des Projekts grundlegend geändert worden sind;
· außergewöhnliche Umstände oder höhere Gewalt die normale Durchführung des Projekts unmöglich machen;
· alle in technischer Hinsicht zulässigen Angebote die zur Verfügung stehenden Finanzmittel überschreiten;
· in dem Verfahren Unregelmäßigkeiten aufgetreten sind, vor allem, wenn sie einen normalen Wettbewerb unmöglich gemacht haben.
Der öffentliche Auftraggeber haftet nicht für Schäden, einschließlich des entgangenen Gewinns, die im Zusammenhang mit der Aufhebung des Ausschreibungsverfahrens entstehen, selbst wenn der öffentliche Auftraggeber auf mögliche Schäden hingewiesen worden ist. Mit der Veröffentlichung einer Bekanntmachung verpflichtet sich der öffentliche Auftraggeber nicht zur Durchführung des angekündigten Programms oder Projekts.
Rechtsbehelfsverfahren
Fühlt sich ein Bieter durch einen Fehler oder eine Unregelmäßigkeit im Vergabeverfahren in seinen Rechten verletzt, so kann er sich direkt an den öffentlichen Auftraggeber wenden. Siehe dazu Abschnitt 2.4.15 des Handbuchs.
[Punkt 26 ist nur bei zentral durchgeführten Verfahren einzufügen.]
Datenschutz
Alle personenbezogenen Daten (wie z. B. Name, Anschrift, Lebenslauf usw.) werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der EU und zum freien Datenverkehr bearbeitet. Die Beantwortung der Fragen in der Aufforderung zur Angebotsabgabe ist notwendig, um die einzelnen Angebote beurteilen zu können, die Antworten werden jedoch einzig und allein zu diesem Zweck von der Abteilung verarbeitet, die für das betreffende Programm zuständig ist. Auf Anfrage werden Ihnen Ihre personenbezogenen Daten zugeschickt, so dass Sie sie berichtigen oder ergänzen können. Fragen in Zusammenhang mit diesen Daten sind an die Kommissionsabteilung zu richten, an die das Angebot einzureichen ist. Die Bieter können jederzeit gegen die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten Beschwerde beim europäischen Datenschutzbeauftragten einlegen (Europäisches Amtsblatt L 8 vom 12.1.2001).] 
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� 	Die Währung des Angebots ist die Auftragswährung und die Zahlungswährung.
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